


2. Genehmigung

Ich erteile Ihnen gemäß§§ 62 ff. des Berliner Wassergesetzes (BWG) die wasserbehördliche 

Genehmigung zum Abbruch der bestehenden Brücke und Neuerrichtung der Brücke an 

gleicher Stelle im Schlosspark Schönhausen, in Höhe des Grundstückes Rolandstraße 26 D 

über der Panke. 

Bestandteile 

Nachfolgende Unterlagen sind Bestandteil der Erlaubnis und Genehmigung und bestimmen 

deren Inhalt und Umfang: 

o Erläuterungsbericht ohne Datum

o Lageplan 1:50 vom Juli 2023, L-002

o Höhenplan 1:50/25 vom Juli 2023, H-001

o Plan Rampenquerschnitt 1:25 vom Juli 2023, SQ-001

o Bauwerksübersichtsplan Ansicht, Längsschnitt, Draufsicht, Regelquerschnitt und Details

1:200/50/20 vom Juli 2023, 8-001

o Bauwerksübersichtsplan Querschnitte Widerlager Achse 10 und Achse 20 1:50/25 vom

Juli 2023, B-002

Nebenbestimmungen 

Auflagen 

Die Erlaubnis und Genehmigung wird mit den folgenden Auflagen verbunden: 

1. Die Genehmigung und Erlaubnis muss bei Wechsel des Anlagenbetreibers/der

Anlagenbetreiberin dem neuen Betreiber/der neuen Betreiberin mit allen Rechten und

Pflichten übergeben werden. Der Wechsel ist der Wasserbehörde unverzüglich

anzuzeigen.

2. Änderungen an den Anlagen sind der Wasserbehörde anzuzeigen.

3. Eine Kopie der Genehmigung ist auf der Baustelle aufzubewahren.
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4. Auf der Baustelle sind vorzuhalten:

• ein aktueller Havarieplan der beauftragten Wasserbaufirma für die Bekämpfung

umweltrelevanter Unfälle auf dem Gewässer

• eine ausreichend lange Ölsperre

• Ölbindemittel

5. Der Baubeginn sowie der Bauabschluss sind der Wasserbehörde formlos oder mit der

beigefügten Baubeginn-/Bauabschlussanzeige anzuzeigen. Während der

Bautätigkeiten ist eine Fotodokumentation anzufertigen.

6. Die Bauabnahme nach § 70 Abs. 1 BWG ist formlos oder mit der beigefügten

Fertigstellungsanzeige zu beantragen. Vor der Bauabnahme darf die Anlage nicht in

Betrieb genommen werden.

7. Entsprechend den technischen Vorgaben Vermessungsarbeiten (TV Vermessung) des

LfU Brandenburg (siehe Anlage) ist das Vorhaben nach Abschluss im Detail zu vermes­

sen und der Landeshydrologie der Senatsverwaltung zu übergeben. Hierbei ist folgen­

des zu beachten:

mindestens ein Profil in Bauwerksachse 

- je ein Profil ober/unterstromig 5 bis 10 m vor/nach Brücke,

- ein Profil im Bereich der Sohlgleite

ein Profil zwischen Brückenbauwerk und Sohlgleite

Übergabe: als Pläne (pdf und dwf) und ascii-filel (x,y,z Koordinaten und Be­

zeichnungen entsprechend Layerstruktur) 

8. Schäden, die durch die Herstellung, Benutzung, Instandhaltung, Veränderung oder

Beseitigung der Anlage im Gewässer und/oder an der Uferbefestigung entstehen, sind

unverzüglich auf eigene Kosten zu beseitigen.

9. Die in dem Baubereich vorhandenen, nicht mehr benötigten wasserbaulichen Anlagen

sind vollständig aus dem Gewässer- und Uferbereich zu entfernen.

10. Die Funktionsfähigkeit, Durchgängigkeit sowie das Abflussvermögen des Gewässers

sind während der gesamten Bauphase zu gewährleisten.

11. Die Bauarbeiten sind im Sinne der Fisch- und Gewässerökologie so durchzuführen,

dass keine Gewässerverunreinigung bzw. -beeinträchtigung eintritt.
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12. Einzubringender Boden darf uneingeschränkt eingebaut werden, sofern die

Materialwerte der Klasse 0 für Bodenmaterial und Baggergut Sand, BM - 0 und BG - 0

Sand, der Ersatzbaustoffverordnung in Anlage 1, Tabelle 3, Spalte 3 oder die

Vorsorgewerte nach BBodSchV in Anlage 1 Tabelle 1 und 2 eingehalten werden und

es aufgrund von Herkunft und bisheriger Nutzung keine Hinweise auf weitere

Belastungen der Materialien gibt.

Mineralische Fremdbestandteile sind zulässig, sofern sie bereits beim Anfall enthalten

waren und ihr Anteil 10 Volumenprozent nicht überschreiten. Störstoffe sind nur in

einem vernachlässigbaren und unvermeidbaren Anteil zulässig.

13. Die Uferbefestigung darf nur mit erschütterungsarmen Verfahren in den Untergrund

eingebracht werden.

14. Vorhandene Leitungen, insbesondere die Regenwasserkanäle, sind in ihrer Funktion zu

erhalten und fachgerecht an das Gewässer anzubinden.

15. Vorgefundene Drainageleitungen sind zu erhalten und an das Gewässer oder eine

andere Vorflut {Regenwasserkanal) anzuschließen.

16. Sofern erforderlich, ist die Spundwand vor dem Einbau zu behandeln. Nachstreich­

arbeiten sind so vorzunehmen, dass keine Farbstoffe in das Gewässer gelangen.

17. Der Einbau verzinkter Spundwände ist nicht gestattet.

18. Die Einleitstelle in das Gewässer ist zur Bauabnahme mit einer Tafel mit der Größe von

30 mal 30 Zentimeter zu kennzeichnen.

Auf der Tafel {Grund weiß, Schrift schwarz) ist gut lesbar folgendes anzugeben:

10-00714

Die Tafel ist oberhalb des Auslasses anzubringen- nach Möglichkeit am Bauwerk, bei 

kleineren Einleitungen an der Umpflasterung und nur in Ausnahmefällen an einem 

Pfahl. Es hat eine Anpassung in der Örtlichkeit zu erfolgen. 

Auflagenvorbehalt 

Die Genehmigung wird mit einem Vorbehalt der nachträglichen Aufnahme, Änderung oder 

Ergänzung von Auflagen verbunden. 
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